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Handelsblatt: Herr Premierminister, Hel-
mut Schmidt hat Sie als einen der letzten
verbliebenen Europäer bezeichnet. Was
unterscheidet einen europäischen von ei-
nem nationalstaatlichen Politiker?
Jean-Claude Juncker: Ich freue mich über
das Lob von Helmut Schmidt, denn
schließlich ist er nicht irgendwer. Ich sehe
mich aber nicht als einen der letzten Euro-
päer. Es gibt viele, die mit Europa immer
noch Glaube und Hoffnung verbinden.
Das tue ich auch.

Handelsblatt: Gibt das Management der
Euro-Krise denn Anlass zur Hoffnung?
Juncker: Diese Krise zeigt jedenfalls über-
deutlich, dass die europäischen National-
staaten, so groß sie auch sein mögen, al-
lein nicht mehr zurechtkommen. Dafür
gibt es einen ziemlich einfachen Grund:
Wir Europäer werden immer weniger. An-
fang des 20. Jahrhunderts stellten wir
noch 20 Prozent der Erdbevölkerung. An-
fang dieses Jahrhunderts waren es noch
elf Prozent, und Ende dieses Jahrhunderts
werden es nur noch vier Prozent sein.
Wenn wir in der Welt noch Gewicht haben
wollen, müssen wir stärker zusammenar-
beiten. Wir können und dürfen uns nicht
zur Kleinstaaterei zurückentwickeln.

Handelsblatt: Luxemburg zeigt doch, dass
aus Kleinstaaten große Ideen kommen
können.
Juncker: Unser Kleinstaat ist ja auch ein
Großherzogtum.

Handelsblatt: Das in Europa allerdings
nicht mehr groß mitreden darf. Wieso le-
gen Deutschland und Frankreich auf Ih-
ren Rat heute weniger Wert als früher?
Juncker: Der deutsche Kanzler und der
französische Präsident haben mir auch frü-
her nicht andauernd die Tür eingerannt.
Manchmal haben Sie meine Vermittlung al-
lerdings gebraucht.

Handelsblatt: Zum Beispiel bei den Verhand-
lungen über den Europäischen Stabilitäts-
pakt.
Juncker: Ja, Kanzler Kohl und Präsident Chi-
rac haben damals beide erklärt, dass ich er-
folgreich zwischen ihnen vermittelt hätte,
und das konnte ich ja schlecht dementieren.

Handelsblatt: Heute halten es Merkel und Sar-
kozy noch nicht mal für nötig, sie vorab über
ihre gemeinsamen Initiativen zu informie-
ren. Die deutsch-französische Erklärung von
Deauville zur Währungsunion hat Sie kalt er-
wischt.
Juncker: Das ist nicht zu bestreiten, da ich es
selber öffentlich erklärt habe.

Handelsblatt: Von Ihrer Kritik an der deut-
schen Europapolitik dürfte Frau Merkel
nicht begeistert sein. Wie oft sprechen Sie
mit der deutschen Regierungschefin?
Juncker: Ich habe ein langes Telefongespräch
am Wochenende mit ihr geführt, wie ich das
öfter tue. Dabei hatte ich nicht den Eindruck,
dass sie mir auf Distanz die Augen auskratzen
will. Ich habe übrigens zu keinem Zeitpunkt
erklärt, Frau Merkel ließe es an europäi-
schem Engagement fehlen. Das Gegenteil ist
wahr.

Handelsblatt: Die von Ihnen geforderten
Euro-Bonds lehnte sie allerdings brüsk ab.
Spielt das Thema beim EU-Gipfel heute und
morgen überhaupt noch eine Rolle?
Juncker: Wir werden das Thema nicht inten-
siv erörtern und keine Beschlüsse darüber
fassen.

Handelsblatt: Erklären Sie uns Ihren Vor-
schlag noch einmal?
Juncker: Eine neue europäische Schulden-
agentur gibt Euro-Anleihen aus, um einen
Teil der europäischen Staatsschuld zu refi-
nanzieren. Der größte Teil der Schulden wird
aber weiterhin mit nationalen Anleihen be-
dient. Es käme also nicht, wie viele in

Das kleine Luxemburg spielte lange
ein große Rolle auf der europäi-
schen Bühne. Als Vermittler zwi-
schen Deutschland und Frank-

reich oder als Makler zwischen den großen
und kleinen Mitgliedstaaten. Jetzt aber kon-
zentriert sich das Großherzogtum auf Kri-
tik: „Die Regierungen müssen den Reflex un-
terdrücken, bei jeder anstehenden europäi-
schen Einigung vorher zu fragen, wie das
denn zu Hause an-
kommt“, sagt Juncker.
Der Bundesregierung
wirft er eine „neue deut-
sche Zögerlichkeit“ vor,
„wenn es um europäische
Problemlösungen geht“.

Juncker weiß, dass sein
Vorschlag zur Einführung
eines Euro-Bonds har-
sche Kritik bei den EU-
Staaten ausgelöst hat, die
massive finanzielle Nach-
teile befürchten. Er rech-
net deshalb nicht damit,
die Euro-Bonds schon
beim heute beginnenden
Gipfel der EU-Staats- und
Regierungschefs durchset-
zen zu können. „Ich
werde die Euro-Bonds
beim Gipfel aber auf je-
den Fall erwähnen, denn
der Euro würde damit sta-
biler und sicherer“, be-
kräftigt Juncker. Er sei
„fest davon überzeugt,
dass wir eines Tages Euro-
Anleihen haben werden“,
sagt der Luxemburger Pre-
mier. „Aber ich kann jetzt
bei diesem Gipfel nicht
mit dem Kopf durch die
Wand gehen.“ Vorwürfe,
mit den Euro-Bonds die
Stabilität des Euros zu ge-
fährden, weist er zurück.
„Es gibt niemanden, bei
dem ich Nachhilfe in Sa-
chen Stabilität nehmen
muss.“

Auch Junckers Außen-
minister Jean Asselborn
klagte gestern laut über
die harte Haltung in Ber-
lin und Paris gegenüber
den verschuldeten Euro-
Ländern. Es gebe einen
„Machtanspruch“ der
Deutschen und Franzo-
sen, „der eine gewisse
Überheblichkeit und Arro-
ganz ausdrückt“, sagte As-
selborn. Die Marschroute
der EU könne „nicht von
den großen Ländern vor-
geschrieben werden“.

Widerstand gegen Merkels Europa-Kurs
regt sich auch in Deutschland. SPD-Frakti-
onschef Frank-Walter Steinmeier warf der
Kanzlerin gestern bei der Debatte im Bun-
destag vor, angesichts der „europäischen He-
rausforderungen zu versagen wie keine Bun-
desregierung zuvor“. Vor allem habe die
Kanzlerin die jüngsten Signale der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) ignoriert, sagte
Steinmeier. Die bei der EZB nötige Kapitaler-
höhung als Folge des massiven Aufkaufs von
Staatsanleihen aus den Euro-Ländern sei
„ein letztes Alarmsignal“, warnte der frü-
here Außenminister. Nötig seien jetzt „ein

kräftiges Signal und ein mutiger Entwurf,
um die zweifelnden Märkte zu überzeugen“.
Die Zeit des „Durchmogelns und Durchwurs-
telns“ sei vorbei, betonte der SPD-Politiker.
Wenn die Entwicklung so weitergehe, be-
stehe die Gefahr, dass die EZB zu einer „Bad
Bank“ werde.

Angela Merkel zeigte sich von der massi-
ven Kritik aus dem In- und Ausland unbeein-
druckt. Zwar reagierte die Kanzlerin, indem
sie in ihre Regierungserklärung viel Pathos
mischte: „Niemand in Europa wird alleinge-

lassen oder fallengelas-
sen“, versicherte Merkel,
um die nervösen Finanz-
märkte zu beruhigen.
Europa sei eine „gran-
diose Friedens- und Frei-
heitsidee“, die nur ge-
meinsam gelingen könne.
Aber im Kern ihrer Regie-
rungserklärung rückte
die deutsche Regierungs-
chefin keinen Millimeter
von ihrer Position ab. Sie
sei sicher, dass auf dem
Gipfel ein Krisenmecha-
nismus beschlossen
werde, der bei drohen-
den Staatspleiten keine
Hoheitsrechte nach Brüs-
sel verlagere. Außerdem
würde Hilfe nur gewährt,
wenn Europa als Ganzes
in Gefahr sei, Einstimmig-
keit herrsche und jede Un-
terstützung an strenge
Auflagen geknüpft werde.

Fazit: Eine Vergemein-
schaftung der Risiken
kommt für Merkel nicht
infrage. Für den Euro-Gip-
fel hat die Bundeskanzle-
rin einen Neun-Punkte-
Plan entwickelt, den sie
gestern im Bundestag vor-
stellte. Ein zentrales Ele-
ment: Nicht der Europäi-
sche Rat, in dem die natio-
nalen Regierungen das Sa-
gen haben, soll die dro-
hende Zahlungsunfähig-
keit eines Euro-Lands fest-
stellen können. Den Ret-
tungsmechanismus in
Gang zu setzen bleibt viel-
mehr dem gemeinsamen
Votum von EU-Kommis-
sion, Internationalem
Währungsfonds (IWF)
und EZB vorbehalten.

Deutlich wiederholte
Merkel ihre Forderung,
die privaten Gläubiger
mit in die Verantwortung
einzubinden, wenn ei-
nem Land die Zahlungs-
unfähigkeit drohe. Ab
2013 würden bei allen

neuen Staatsanleihen entsprechende Risiko-
klauseln vereinbart.

Rückendeckung für ihren harten Kurs er-
hielt die Kanzlerin gestern aus der Wirt-
schaft. In einem Brief an Merkel drückten
die Spitzenverbände der deutschen Wirt-
schaft ihre „Unterstützung zu der von Ihnen
vertretenen, an konsequenter Stabilität ori-
entierten Finanz- und Haushaltspolitik“
aus. Nicht überzeugen dagegen konnte die
Bundeskanzlerin die Finanzmärkte. Der
Euro gab gestern auch angesichts der politi-
schen Zerstrittenheit in Europa nach. Er no-
tierte bei 1,33 Dollar. rut, gst, gof

MERKELS BEDINGUNGEN

Die Zerstrittenen
Staaten von Europa

Kanzlerin Angela Merkel hat
gestern im Bundestag neun Vo-
raussetzungen für eine langfris-
tige Bekämpfung der Schulden-
krise im Euro-Raum genannt:

1.Mit dem Krisenmechanis-
mus, der bei drohenden

Staatspleiten greifen soll, wer-
den keine Hoheitsrechte nach
Brüssel verlagert.

2.Hilfsmaßnahmen werden
auf denWeg gebracht,

wenn die Euro-Zone als Ganzes
in Gefahr ist.

3.Hilfen können in der Euro-gruppe nur einstimmig
ausgelöst werden.

4.Der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) wird

eng eingebunden.

5.Die drohende Zahlungs-unfähigkeit eines Landes
muss von EU-Kommission, IWF
und Europäischer Zentralbank
(EZB) festgestellt werden.

6.Finanzielle Unterstüt-zungwird an strenge Be-
dingungen geknüpft.

7. Private Gläubiger werden
von Fall zu Fall in die Kri-

senbewältigung eingebunden.
Droht die Zahlungsunfähigkeit
eines Landes, müssen private
Gläubiger einen Beitrag leisten.

8.Ab 2013 werden bei allen
neuen Staatsanleihen

Klauseln vereinbart für eine
Beteiligung der Gläubiger.

9.Nicht-Euro-Mitglieder
können sich an dem

Krisenmechanismus wie be-
reits beim Euro-Rettungs-
schirm beteiligen.
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Deutschland denken, zu einem einheitlichen
Zinssatz. Die hochverschuldeten Euro-Staa-
ten müssten für ihre nationalen Staatsanlei-
hen sehr viel höhere Zinsen zahlen als für die
Euro-Bonds.

Handelsblatt: Die Euro-Anleihen sollen Staats-
schulden bis zu 40 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts abdecken. Wieso ausgerech-
net dieser Prozentsatz?
Juncker: Beginnen würden wir sicher nicht
mit 40 Prozent, sondern weit darunter

Handelsblatt: Zehn oder 20 Prozent?
Juncker: Auf Zahlen lege ich mich jetzt nicht
fest.

Handelsblatt: Worin bestünde der Vorteil für
Deutschland?
Juncker: Ein homogener großer Euro-Anlei-
hemarkt mit einer erhöhten Liquidität wäre
für alle Euro-Staaten vorteilhaft. Er würde Ka-
pital aus anderen Erdteilen nach Europa lo-
cken, und das bedeutet niedrigere Zinsen für
alle, auch für Deutschland.

Handelsblatt: In Deutschland ist aber von
Zins-Mehrkosten von 17 Milliarden Euro die
Rede.
Juncker: Das würde zutreffen, wenn alle
Schulden auf Euro-Bonds umgestellt werden,
was ich niemals gefordert habe. Nutzen und
Kosten der Euro-Bonds kann ich im Übrigen
gar nicht genau berechnen und würde der
EU-Kommission deshalb gerne einen Prüfauf-
trag erteilen. Ich glaube allerdings nicht, dass
es beim Gipfel jetzt dazu kommen wird.

Handelsblatt: Wollen Sie dafür kämpfen?
Juncker: Ich werde die Euro-Bonds beim Gip-
fel auf jeden Fall erwähnen, denn der Euro
würde damit sicherer und stabiler.

Handelsblatt: Nun sind ja beide großen Euro-
Staaten strikt dagegen. Hat Ihr Plan über-
haupt eine Chance, nächstes Jahr auf der Ta-
gesordnung zu bleiben?
Juncker: In Frankreich hat es durchaus schon
Überlegungen zu Euro-Bonds gegeben. Ich
bin fest davon überzeugt, dass wir eines Ta-
ges Euro-Anleihen haben werden. Aber ich

kann nicht jetzt bei diesem Gipfel mit dem
Kopf durch die Wand gehen.

Handelsblatt: Wieso sollen hochverschuldete
Staaten überhaupt noch sparen, wenn sie
sich günstig über Euro-Bonds refinanzieren
können?
Juncker: Euro-Bonds wirken durchaus erzie-
herisch: Wenn der Schuldenstand 80 Prozent
der Wirtschaftsleistung beträgt und nur bis
zu 40 Prozent durch Euro-Bonds abgedeckt
werden, dann macht es Sinn, die überschüssi-
gen, viel teureren Schulden loszuwerden. In-
sofern bewirken Euro-Bonds mehr als der Sta-
bilitätspakt. Der wird sowieso nur noch von
einem Land eingehalten, und mit dem Pre-
mierminister dieses Landes reden Sie ge-
rade. Es gibt niemanden, bei dem ich Nachhil-
feunterricht in Sachen Stabilität nehmen
muss.

Handelsblatt: Deutschland und Frankreich
müssten gleichwohl einen Teil ihres Bonitäts-
vorteils abgeben. Was bekämen sie dafür?
Juncker: Euro-Bonds wären natürlich nicht
ohne strikte Auflagen zu haben. Das ist kein
Instrument für Leichtsinnige.

Handelsblatt: Für Bundesfi-
nanzminister Schäuble kann
es keine gemeinsamen Staats-
anleihen ohne vergemein-
schaftete Fiskalpolitik geben.
Sehen Sie das auch so?
Juncker: Intellektuell kann ich
dem durchaus etwas abgewin-
nen. Auch ich halte es für drin-
gend nötig, dass wir mit der
wirtschaftspolitischen Integra-
tion in der Euro-Zone voran-
kommen.

Handelsblatt: Theoretisch wol-
len das alle. Sogar Frau Mer-
kel fordert mittlerweile eine
Wirtschaftsregierung.
Juncker: Damit meint sie aber
etwas anderes als ich. Kanzle-
rin Merkel und Präsident Sar-
kozy sprechen von einer Wirt-
schaftsregierung der 27 EU-
Staaten. Ich bin der Meinung,
dass die 17 Euro-Staaten ihre
Wirtschafts- und Finanzpolitik
enger abstimmen müssen.
Das bedeutet nicht, dass Renten, Löhne und
Steuern überall gleich hoch sein sollen. Aber
die nationale Wirtschaftspolitik darf nicht
mehr widersprüchlich sein, sie muss in eine
einheitliche Richtung gehen. Die engere wirt-
schaftspolitische Abstimmung der Euro-Zone
muss natürlich immer auch das Gesamtinte-
resse der 27 Mitgliedstaaten im Blick haben.

Handelsblatt: Sollte es künftig weitere Euro-
Gipfel geben?
Juncker: Die Euro-Regierungschefs haben
sich bereits mehrmals getroffen und dabei
greifbare Ergebnisse erzielt. Euro-Gipfel kön-
nen auch in Zukunft Sinn machen.

Handelsblatt: Wie bedeutend ist Ihre Rolle
als Vorsitzender der Gruppe der Euro-Finanz-
minister beim Krisenmanagement?
Juncker: Wer den undankbaren Job des Euro-
gruppenvorsitzenden ausübt, muss eigent-
lich ein diskreter Mensch hinter den Kulissen
sein, was mir extrem schwerfällt. Er muss auf-
passen, dass Dissonanzen nicht so aufbre-
chen, dass sie störend wirken. Er muss in
mühseliger Kleinarbeit jeden Tag die Positio-
nen der 17 Mitgliedstaaten abklären. Der
Standpunkt der slowenischen Regierung ist
da genauso wichtig wie deutsche, französi-
sche oder italienische Vorstellungen. Der Eu-
rogruppenvorsitzende muss sich in die innen-
politischen Befindlichkeiten der Mitgliedstaa-
ten hineinfinden, und er kann nicht die Pri-
madonna der Eurogruppe sein. Finanzminis-
ter mögen keine Primadonnen.

Handelsblatt: Wieso hat es die Eurogruppe
nicht geschafft, dass alle Euro-Staaten in der
Krise an einem Strang ziehen?
Juncker: Leider gibt es Dissonanzen in der Öf-
fentlichkeit, doch das hat die Eurogruppe
nicht zu verantworten. Die Finanzminister
halten sich an die in der Eurogruppe verabre-
dete Linie. Doch das gilt nicht unbedingt für
ihre Kabinettskollegen. Auch die Regierungs-
chefs haben mit ihren Gipfelbeschlüssen An-
lass zu Marktturbulenzen gegeben. Und ei-
nige Regierungschefs mögen es nicht, wenn
die Finanzminister in ihrem Namen in der Eu-
rogruppe Entscheidungen treffen.

Handelsblatt: Das wäre es doch wirklich einfa-
cher, wenn sich die Euro-Regierungschefs
gleich selber treffen und entscheiden – oder?
Juncker: Ich bin ja gar nicht dagegen. Die Be-
schlüsse müssten dann allerdings auch belast-
bar sein. Das ist bei EU-Gipfeln leider nicht
immer der Fall. Der letzte Gipfel hat mit sei-
ner Ankündigung, private Gläubiger an den
Kosten von Staatsinsolvenzen zu beteiligen,
die Zinsen der hochverschuldeten Länder
weiter hochgetrieben. Das wäre im Desaster

geendet, wenn die Euro-
gruppe nicht eingegriffen und
Ende November den perma-
nenten Krisenbewältigungs-
mechanismus für die Euro-
Zone beschlossen hätte.

Handelsblatt: Dabei sind fast
alle Fragen offengeblieben:
Wie hoch ist das Volumen des
künftigen Rettungsschirms?
Über welche Instrumente ver-
fügt er?
Juncker: Natürlich ist der Kri-
senmechanismus damit nicht
komplett. Es gibt noch viele
Details zu klären. Die Regie-
rungschefs werden das aber
nicht selber tun, sondern die
Finanzminister damit beauf-
tragen.

Handelsblatt: Läuft das euro-
päische Krisenmanagement
denn insgesamt gut? Oder
schaut jeder Politiker bloß auf
seinen eigenen innenpoliti-
schen Vorteil?
Juncker: Ich beklage schon

die ganze Zeit und im Moment noch mehr als
sonst, dass bei europäischen Entscheidun-
gen allzu sehr Rücksicht auf die innenpoliti-
sche Agenda genommen wird. Wer nur das in-
nenpolitische Logbuch sieht, der kann
Europa auf dem Atlas nicht mehr finden. Die
Regierungen müssen den Reflex unterdrü-
cken, bei jeder anstehenden europäischen Ei-
nigung vorher zu fragen, wie das denn zu
Hause ankommt.

Handelsblatt: Hat die Bundeskanzlerin zu
sehr auf das innenpolitische Logbuch ge-
schaut während der Krise?
Juncker: Es gibt eine nachvollziehbare neue
deutsche Zögerlichkeit, wenn es um europäi-
sche Problemlösungen geht, von denen man
denkt, man könne sie in kurzer Zeit den Bür-
gern nicht erklären. Das ist aber nicht nur ein
deutsches Problem. Das gibt es in allen EU-
Staaten.

Handelsblatt: Aber woher kommt das?
Juncker: Früher hat man es der Politik zuge-
traut, unpopuläre, aber richtige europäische
Entscheidungen zu treffen. Heute tendiert
man eher dazu, Politiker zu beschimpfen,
weil sie nicht auf Volkes Stimme hören. Dafür
sind die Politiker leider sehr empfänglich ge-
worden. Volkes Stimme muss nicht immer
die endgültig richtige sein. Außerdem denkt
das Volk in jedem EU-Staat anders.

Handelsblatt: Herr Juncker, wir danken Ih-
nen für dieses Gespräch.

„Europa fehlen
Führungspersön-

lichkeiten. Es gibt
wenige Ausnahmenwie
Jean-Claude Juncker.“

Helmut Schmidt im
Handelsblatt-Interview,
am 7.12.2010

„Ich bin nicht
der letzte

Europäer“
Der Premierminister von Luxemburg

will für die Einführung von Euro-Bonds
kämpfen. Außerdem müssten die

Euro-Staaten ihre Finanzpolitik
endlich auf eine Linie bringen.

Dafür seien auch Gipfeltreffen der
Euro-Regierungschefs nötig.

Mit Jean-Claude Juncker sprachen
Ruth Berschens und Gabor Steingart.
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Nicolas Sarkozy und Angela Merkel: Ihre Erklärung von Deauville kam auch für Juncker unerwartet.

JEAN-CLAUDE JUNCKER

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de. © Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.


